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Die Anfechtung wegen listiger Irreführung vor dem Hintergrund der Vorsatztheorie
§ 870 Fall 1 ABGB eröffnet eine gegenüber § 871 ABGB erweiterte Anfechtungsmöglichkeit, wenn der Ver
tragspartner des Irrenden diesen vorsätzlich in die Irre geführt hat. Während mittlerweile anerkannt ist, dass 
nicht nur das Wissen um die Irreführung, sondern auch das entsprechende Wollen notwendiger Teil des 
Listvorsatzes ist, wurde das Unrechtsbewusstsein als möglicher weiterer Teil dieses Vorsatzes bisher noch 
nicht untersucht. Da zumindest der schadenersatzrechtliche Vorsatz mehrheitlich im Lichte der Vorsatz
theorie ausgelegt wird -  das Fehlen von Unrechtsbewusstsein also die Vorsatzschuld iSd § 1294 ABGB 
entfallen lässt -, hat man sich die Frage zu stellen: Ist die Anfechtung gern § 870 ABGB gerechtfertigt, wenn 
der Gegner des Irrenden glaubte, mit seiner List nicht Unrecht zu tun? Den Weg zur methodengerechten 
Beantwortung dieser Frage muss zum einen dasjenige Vorsatzverständnis weisen, von dem die Redaktoren 
der Urfassung des ABGB und der dritten Teilnovelle beeinflusst waren. Zum anderen sind das telos der (im 
Verhältnis zu § 871 ABGB erweiterten) Anfechtungsmöglichkeit gern § 870 ABGB und die angemessene 
Rechtfertigung für diese weitgehende Anfechtungsmöglichkeit beim Gegner des Irrenden zu suchen. Jeden
falls in einem Großteil der Fälle kann die Vorsatztheorie bei § 870 ABGB mediatisiert durch eine entspre
chende Vermutung bzw ein Evidenzkriterium Anwendung finden.
Von Ludwig Schmid
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Ein Überblick über die Rechtsprechung des VfGH zu den Antragsvoraussetzungen
Seit 1. 1. 2015 haben Parteien eines ordentlichen Gerichtsverfahrens die Möglichkeit, Normprüfungsan
träge an den VfGH zu stellen. Im Beitrag wird die Rechtsprechung des VfGH zu den Antragsvoraussetzun
gen dargestellt, die durch die Tendenz gekennzeichnet ist, im Auslegungsweg, aber auch durch Aufhebung 
von Wortfolgen des VfGG den Anwendungsbereich des Normprüfungsantrags spürbar auszuweiten.
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Überlegungen zur sogenannten Drittbeziehung und zum erforderlichen Zwang
Nötigen heißt nach hA, einen anderen zu einem ungewollten Verhalten zu zwingen. Wer durch einen 
Drohanruf einen Polizeieinsatz veranlasst, nötigt die Polizei nach Ansicht des OGH nicht, sondern löst 
nur die Pflicht zum Einschreiten aus. Da der OGH aber in ähnlichen Konstellationen eine Nötigung bejaht 
hat, wird dieser notwendige Zwang näher untersucht.
Von Klaus Schwaighofer
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